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Für einen umfassenden Schutz von Gewaltbetroffenen in Familienrecht 

und -beratung 

Der Deutsche Juristinnenbund e.V. (djb) begrüßt grundsätzlich den bekannt gewordenen Re-

ferentenentwurf zur Reform des Kindschaftsrechts, insbesondere die überfällige Umsetzung 

der Vorgaben aus der Istanbul-Konvention zum Schutz vor geschlechtsbezogener Gewalt. Da-

mit werden notwendige Verbesserungen für gewaltbetroffene Elternteile und ihre Kinder ge-

setzlich verankert. „Es ist höchste Zeit, dass der Schutz von Gewaltbetroffenen auch im Fami-

lienrecht ernst genommen und effektiv durchgesetzt wird,“ erläutert die Präsidentin des djb, 

Ursula Matthiessen-Kreuder. 

Gleichzeitig kritisiert der djb unnötige oder problematische Regelungen im Entwurf. So soll 

etwa die gemeinsame elterliche Sorge künftig automatisch im Rahmen der Vaterschaftsaner-

kennung entstehen, wobei nur der Widerspruch innerhalb einer zweiwöchigen Frist diesen 

Automatismus verhindern kann. Dafür sind keine überzeugenden Gründe ersichtlich, denn der 

Gang zur zuständigen Behörde bleibt den Eltern schon wegen der Vaterschaftsanerkennung 

nicht erspart. Es besteht jedoch das Risiko, dass in strittigen oder gewaltgeprägten Beziehun-

gen die Belange der Mutter übergangen werden. 

Weiterhin warnt der djb vor einer möglichen Kodifizierung des Wechselmodells als Leitmodell 

durch die Hintertür der Familienberatungsstellen. Statt der Hervorhebung der „Betreuung 

durch beide Elternteile zu wesentlichen oder gleichen Teilen“ im Falle der Trennung der Eltern, 

ist eine ergebnisoffene Beratung nach wie vor vorzugswürdig und wird den vielfältigen Be-

treuungs- und Lebensrealitäten besser gerecht. 

Nachbesserungsbedarf sieht der djb auch beim Schutz vor geschlechtsbezogener Gewalt im 

Zusammenhang mit Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe. Die Reformpläne haben die Fa-

milienberatung als wichtige Institution für die Bewältigung familiärer Krisen erkannt. Umso 

wichtiger wäre es, auch im Bereich der Partnerschafts-, Trennungs- und Scheidungsberatung 

einen effektiven Schutz vor Partnergewalt zu kodifizieren, ähnlich wie das für Sorge- und Um-

gangsverfahren vorgesehen ist. „In Fällen von Partnergewalt sind vermeintlich einvernehmli-

che Regelungen nur auf Kosten der gewaltbetroffenen Personen möglich. Das muss ein Ende 

haben,“ fordert Prof. Dr. Anna Lena Göttsche, Vorsitzende der djb-Kommission Familien-, Erb- 

und Zivilrecht. 
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